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Dringende Reform des österreichi-
schen  Fortpfl anzungsmedizingesetzes 

notwendig

C. Egarter

Verbot der Präimplantationsdia-
gnostik

In einem Verfahren des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte (EGMR) 
wurde Italien 2011 in erster Instanz von 
der Kleinen Kammer wegen seines Verbots 
der Diagnostik an Embryonen wegen Ver-
stoßes gegen Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention verurteilt (Cos-
ta + Pavan gg. Italien). Dabei hatte ein Ehe-
paar mit einem Kind, das an Mukoviszido-
se erkrankt war, bei der 2. Schwangerschaft 
eine Pränataldiagnostik durchführen las-
sen und, da das Kind ebenfalls erkrankt 
war, anschließend eine Schwangerschafts-
beendigung. Darauf begehrte das Paar eine 
Präimplantationsdiagnostik (PID) vor Ein-
pfl anzung des Embryos, die in nur mehr 
wenigen europäischen Ländern wie Italien, 
Schweiz und Österreich nach wie vor nicht 
erlaubt ist. Im Juli 2011 stimmte beispiels-
weise selbst der Deutsche Bundestag unter 
enormem öffentlichem Interesse für eine 
Zulassung der PID, wenn Paare eine Veran-
lagung für eine schwere Erbkrankheit auf-
weisen. 

Am 12. März 2013 entschied jedenfalls 
die Große Kammer beim EGMR im Fal-
le Italiens die Ablehnung des Falles, womit 
das Urteil der Kleinen Kammer rechtskräf-
tig wurde. Diese Entscheidung gilt natür-
lich auch für andere Konventionsstaaten, 
wenn sie – wie Österreich – von einer ähn-
lichen Rechtslage ausgehen. Zumindest der 
Abschnitt über das Verbot der PID im Fort-
pfl anzungsmedizingesetz (FMedG) bedarf 
in Österreich somit einer dringenden Sanie-
rung und manche Juristen sprechen bereits 
von einer eindeutigen Verfassungswidrig-
keit des derzeitigen FMedG. Aus ethischen 
Gesichtspunkten ist bezüglich PID darüber 

hinaus die Tatsache schwer erklärlich, dass 
durch das FMedG auf der einen Seite die 
PID verboten, auf der anderen Seite jedoch 
die genetische Abklärung in der Schwan-
gerschaft gestattet ist. Die paradoxe Folge 
ist, dass nun ein noch nicht der Mutter zu-
rücktransferierter Embryo im Reagenzglas 
einen höheren rechtlichen Schutz genießt 
als ein bereits lebendes Kind mit positiver 
Herzaktion innerhalb der Gebärmutter. 
Dies wird beispielsweise auch von vielen 
Mitgliedern der österreichischen Bioethik-
kommission als äußerst bedenklich angese-
hen. Der letzte Versuch einer Novellierung 
dieser Gesetzesstelle schlug dabei im Jahre 
2004 fehl, obwohl es sich damals um einen 
insofern sehr ausgewogenen Vorschlag ge-
handelt hatte, weil nur besondere Risiko-
konstellationen ähnlich wie in Deutschland 
für eine Freigabe vorgesehen waren.

Im Artikel 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention ist klar das Recht auf 
Achtung des Familienlebens – zu dem na-
türlich auch die Fortpfl anzung gehört – 
festgehalten und der Gesetzgeber kann nur 
dann in dieses Recht eingreifen, wenn bei-
spielsweise der Schutz der Gesundheit oder 
der Moral zweckmäßig erscheint. In Arti-
kel 14 derselben Konvention ist darüber hi-
naus ein Diskriminierungsverbot insbeson-
dere im Hinblick auf das Geschlecht, aber 
auch politische oder sonstige Anschauun-
gen festgehalten. 

Österreichisches Verbot der 
Samenspende in bestimmten 
Konstellationen sowie der Eizell-
spende

In einem weiteren Verfahren des EGMR 
ist Österreich 2010 in erster Instanz we-
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gen des absoluten Verbotes von Eizellspen-
den sowie des Verbotes einer In-vitro-Fer-
tilisation (IVF) mit Fremdsamen verurteilt 
worden. Auf Antrag der österreichischen 
Regierung wurde die Rechtssache dann an 
die Große Kammer des EGMR verwiesen, 
die jedoch im November 2011 einen Grund-
rechtsverstoß in dieser Sache im Gegen-
satz zum Erst urteil verneinte. Antragstel-
ler waren zwei verheiratete Frauen, die auf 
natürlichem Weg keine Kinder bekommen 
konnten, und aufgrund eines unfruchtba-
ren Ehemannes wäre eine IVF nur mit Sa-
menspende eines dritten Mannes möglich 
gewesen. Die Samenspende eines Dritten 
ist aber nur zur „normalen“ Insemination 
in Österreich zugelassen, nicht in einem 
IVF-Zy klus. Der EGMR argumentierte, dass 
es zwar unbestritten das Recht eines Paa-
res gibt, Kinder zu zeugen und zu diesem 
Zweck die Fortpfl anzungsmedizin zu nut-
zen; im Hinblick auf die ethische Proble-
matik könne aber die im FMedG vorgesehe-
ne Beschränkung der Samenspende bei IVF 
als gerechtfertigt angesehen werden. Aller-
dings betonte der EGMR, dass sich seine Be-
urteilung auf den Anlassfall des Jahres 1999 
beziehe und aufgrund des raschen wissen-
schaftlichen Fortschritts und einer gewis-
sen Liberalisierung die Beurteilung heute 
anders ausfallen könnte. 

Da somit vom EGMR beanstandet wurde, 
dass es in den letzten Jahren keine rechts-
politische Evaluierung des FMedG vom ös-
terreichischen Gesetzgeber gab, scheint 
eine diesbezügliche Novelle auch hinsicht-
lich anderer Aspekte dringend gefordert. 
Es ist für jeden Laien vermutlich schwer 
nachvollziehbar, weshalb eine Fremdsa-
menspende bei einem kranken Mann und 
einer gesunden Frau durch Inseminierung 
erlaubt ist; wenn in derselben Paarkonstel-
lation auch zusätzlich die Eileiter der Frau 
verklebt sind und sie deshalb nur über IVF 
schwanger werden könnte, ist diese Fremd-
samenspende aber derzeit in Österreich ver-
boten.

Ein weiterer Aspekt, der aus heutiger 
Sicht mit Blick auf das Diskriminierungs-
verbot dringend reformierungsbedürftig 
erscheint, ist das Verbot der Eizellspende 
für die Frau. Das FMedG sieht wie oben er-
wähnt vor, dass unter gewissen Umständen 
die Samenspende (ohne IVF) erlaubt ist; für 
eine Eizellspende muss man aber ins nahe-
gelegene Ausland ausweichen. Bei Verlust 
oder Funktionslosigkeit beider Hoden kann 

ein Mann in Österreich noch völlig regu-
lär und im Rahmen des Gesetzes durch Sa-
men eines Dritten Vater werden; bei Verlust 
beider Eierstöcke ist die Mutterschaft nur 
durch eine „illegale“ Eizellspende möglich.

Problem „überzählige Embryo-
nen“?

Ein weiteres Problem in der täglichen Pra-
xis einer IVF-Institution sind überzähli-
ge Embryonen, die entstehen können und 
die, wenn sie nicht gebraucht werden, z. B. 
weil keine weitere Schwangerschaft er-
wünscht ist, nach einer Aufbewahrungs-
dauer von höchstens 10 Jahren vernichtet 
werden müssen. Sie dürfen keiner anderen 
Frau gespendet und es darf an ihnen auch 
keine Forschung betrieben werden. Ge-
gen dieses Verbot der Forschung an Em-
bryonen, die letztlich ohnehin der Vernich-
tung preisgegeben sind, bestehen nach wie 
vor erhebliche Bedenken. Dieser Paragraph 
des FMedG zielt offenbar primär auf die Ver-
hinderung der Forschung und nicht auf den 
Existenzschutz des Embryos und steht da-
her im begründeten Verdacht des Eingriffes 
in die Forschungsfreiheit, die in Österreich 
grundsätzlich garantiert ist. 

Reproduktionshilfe nur für hete-
rosexuelle Partnerschaften

Schließlich sei noch die Einschränkung 
des Gesetzes bezüglich der ausschließli-
chen Fortpfl anzungshilfe für verschieden-
geschlechtliche Paare in aufrechter Ehe 
oder Lebensgemeinschaft in Österreich er-
wähnt. Einerseits sollten dadurch alleinste-
henden Frauen wegen der damit verbunde-
nen Missbrauchsgefahr wie beispielsweise 
der Leihmutterschaft keine medizinisch as-
sistierten Zeugungshilfen geleistet werden. 
Die Leihmutterschaft, die – auch für den 
Laien ersichtlich – eine besondere Situati-
on aufgrund der beabsichtigten Rückgabe 
des Kindes an die biologische Mutter dar-
stellt, ist an anderer Stelle des FMedG aller-
dings ohnehin verboten. Somit bleibt dies-
bezüglich zunächst die Frage, weshalb man 
glaubt, dass alleinstehende Frauen eher zu 
Missbrauch neigen sollten als jene in auf-
rechter Partnerschaft. 

Darüber hinaus gibt es – was die Be-
schränkung auf heterosexuelle Partner-
schaften betrifft – auch massive verfas-
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sungsrechtliche Bedenken, da das Gesetz 
hier in die durch die Europäische Men-
schenrechtskonvention garantierte Verfas-
sungsfreiheit eingreift und insbesondere 
Menschen allein aufgrund ihrer sexuellen 
Orientierung benachteiligt. Die ursprüng-
liche Intention des Gesetzgebers war dabei 
die Vermeidung „ungewöhnlicher persönli-
cher Beziehungen“ durch Inanspruchnah-
me medizinischer Methoden. Was diesen 
Punkt betrifft, gibt es in den letzten Jahren 
in den verschiedenen europäischen Län-
dern eine zunehmende Liberalisierung, die 
diese Diskriminierung vermeiden möchte. 
Ein durchaus wichtiger Grund, der von den 
Gegnern einer Liberalisierung immer wie-
der angeführt wird, ist das potenzielle Kin-
deswohl, das möglicherweise mit Gefahren 
bei homosexuellen Paaren verbunden sein 
könnte. Ehrlich gesagt, hatte ich persönlich 
diesbezüglich auch eher Vorbehalte. Nun 
besteht zu meiner eigenen Überraschung 
mittlerweile eine nahezu unüberschaubare 
Anzahl an wissenschaftlichen Studien und 
Langzeitbeobachtungen, die zeigen, dass 
Kinder aus gleichgeschlechtlichen Partner-
schaften sich nicht wesentlich von Kindern 
aus verschiedengeschlechtlichen Partner-
schaften unterscheiden; manche Studien 
weisen sogar auf einen Vorteil bezüglich des 
Selbstbewusstseins bei Kindern aus homo-
sexuellen Partnerschaften hin. Andere Pa-
rameter wie Sozialstatus und Qualität der 
innerfamiliären Beziehungen sind für die 
Entwicklung der Kinder offenbar viel we-
sentlicher als die tatsächliche Struktur der 
Familie. Angesichts dieser sehr umfang-

reichen wissenschaftlichen Forschungser-
gebnisse erscheint die Annahme, Kinder 
gleichgeschlechtlicher Paare seien in ihrer 
Entwicklung beeinträchtigt, offensichtlich 
ein Vorurteil zu sein. Auch das aus der Kin-
derrechtskonvention resultierende Recht 
jedes Kindes, seine Eltern zu kennen, steht 
dem nicht entgegen, da es ohnehin nach ei-
nem anderen Abschnitt des FMedG ab dem 
14. Lebensjahr einen Anspruch darauf hat 
zu erfahren, wer seine genetischen Eltern 
sind.

Medizinisches Problem Mehr-
lingsschwangerschaften

Abschließend sollte die dringend notwendi-
ge Novellierung des Gesetzes auch die ent-
sprechenden Richtlinien unserer IVF-Fach-
gesellschaften bezüglich der Förderung des 
so genannten Single-Embryo-Transfers be-
rücksichtigen, da damit die Rate an Mehr-
lingsschwangerschaften mit ihrem expo-
nentiell steigenden Schwangerschaftsrisiko 
vermindert werden könnte.
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